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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Als neuer Akteur in der Raumplanung positionierte sich die SVP. Ende August
publizierte die Partei das Positionspapier „Raumplanung aus Sicht der SVP“, in
welchem sie sich insbesondere gegen die Zentralisierung der Raumplanung und für eine
Lockerung des Waldrodungsverbotes aussprach. Eine flexiblere Waldpolitik,
insbesondere in Gebieten, wo sich der Wald ausdehnt, soll dem Erhalt und der
Rehabilitation des landwirtschaftlichen Kulturlandes dienen. Als Hauptgrund der
Zersiedelung ortete die Partei die Zuwanderung, womit sie die Raumplanung mit einem
ihrer populärsten Themen in Verbindung brachte. Ein ähnliches Motiv verfolgt auch die
Ecopop-Initiative, welche zum Schutz der Umwelt die Zuwanderung stark begrenzen
will. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.08.2012
MARLÈNE GERBER

In einem sechsseitigen Positionspapier nahm der Schweizerische Gewerbeverband
(SGV) Stellung zur aktuellen Raumentwicklung. Grundsätzlich forderte er die stärkere
Berücksichtigung von wirtschaftlichen Kriterien bei der Beurteilung der Nachhaltigkeit,
die gemäss SGV aktuell zu sehr auf den ökologischen Pfeiler fokussiere. Darüber hinaus
stellte sich der Verband gegen eine weitere Kompetenzverschiebung zu Lasten der
Kantone - eine Position, die er auch in seiner Vernehmlassungsantwort zur zweiten
Etappe der RPG-Revision vertreten werde - und forderte bei der aktuellen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative die Berücksichtigung der Bedürfnisse der
Tourismuskantone. Ferner seien staatliche Eingriffe in den Wohnungsmarkt zu
unterlassen und verdichtetes Bauen müsse gefördert werden. Während die erste
Forderung in klarem Gegensatz zu Positionen der politischen Linken steht, brachten
sowohl die Jungen Grünen mit ihrer Volksinitiative wie auch deren Mutterpartei im
Rahmen einer Medienkonferenz die Forderung zur Förderung des verdichteten Bauens
aufs Parkett. Zur Frage, wie diese Forderung umgesetzt werden soll, dürften von beiden
Seiten hingegen unterschiedliche Lösungsansätze präsentiert werden. Der SGV
erwähnte in seiner Stellungnahme unter anderem die Notwendigkeit einer "radikalen
Vereinfachung des Baurechts". Nicht zuletzt stellte er sich gegen weitere
Verschärfungen der Lex Koller; eine Position, die der Ständerat durch Ablehnung zweier
Motionen im selben Jahr stützte. Die Lex Koller als solche solle jedoch bestehen
bleiben. Ebenso entschied das Parlament im Berichtsjahr durch Abschreibung der
Vorlage zur Aufhebung der Lex Koller. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.04.2014
MARLÈNE GERBER

Beinahe zeitgleich mit der Publikation des SGV-Positionspapiers zur Raumentwicklung
hielt die Grüne Partei Schweiz eine Medienkonferenz zu ebendiesem Thema ab. Dort
präsentierte die Partei ihre Lösungen zur Eindämmung der Zersiedelung und brachte
gleichzeitig ihren Unmut zur Umsetzung der beiden an der Volksabstimmung
angenommenen Vorlagen zum Raumplanungsgesetz und zur Zweitwohnungsinitiative
zum Ausdruck. Mit der neuen, im Mai 2014 in Kraft tretenden Raumplanungsverordnung
könne der Zersiedelung nicht Einhalt geboten werden, da die Verordnung zur
Bestimmung der Baulandreserven von einem Bevölkerungsszenario mit 11 Mio.
Einwohnern ausgehe. Dies schaffe keine Anreize zur Förderung des verdichteten
Bauens und entspreche einer Missachtung des Volkswillens. Ebenso erwecke die in
Angriff genommene Umsetzung der Zweitwohnungsinitiative den Eindruck, der
Bundesrat höre eher auf die Baulobby als auf seine Bevölkerung. Zur Förderung des
verdichteten Bauens empfehlen die Grünen den Kantonen und Gemeinden die
Anpassung ihrer Siedlungs- und Richtplanung, zum Beispiel bezüglich der
Nutzungsziffer oder der teilweise bestehenden Begrenzung von Gebäuden auf zwei
Stockwerke. Mittels Steuererleichterungen könnten Eigentümer vermehrt dazu
angehalten werden, bestehende Wohnflächen auszubauen. Ferner soll die Schaffung
zusätzlicher Begegnungszonen und Grünflächen dafür sorgen, dass die Lebensqualität
in verdichteten Siedlungen erhöht wird. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.04.2014
MARLÈNE GERBER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Einer eigentlichen Zerreissprobe musste sich die Partei aufgrund der Revision des
Raumplanungsgesetzes aussetzen. Die CVP verhalf im Sommer dem revidierten Gesetz
im Parlament zum Durchbruch. Dies allerdings zum grossen Ärger der Walliser
Kantonalsektion, deren Kanton aufgrund der Ausscheidung von besonders grossen
Bauzonen am meisten vom neuen Gesetz zu befürchten hatte. Die Sektion Unterwallis –
nota bene Herkunft des Parteipräsidenten – drohte gar mit dem Austritt aus der CVP
Schweiz, sollte die nationale Partei das geplante Referendum nicht unterstützen.
Darbellay war in der Zwickmühle, da er nach seiner Rücktrittsankündigung im April
offen mit einem Regierungssitz im Wallis liebäugelte. Wollte er sich die Chancen für die
Wahlen 2017 (wohl noch nicht 2013) wahren, durfte er sich in seinem Kanton nicht zu
viele Feinde machen. Prompt wurde ihm innerhalb der nationalen Partei vorgeworfen,
die Interessen des eigenen Kantons über die Parteiinteressen zu stellen. Mitte
November entschied der Unterwalliser CVP-Präsident Michel Rothen dann aber, nicht
über einen Austritt abstimmen zu lassen. Man müsse die Probleme am
Verhandlungstisch lösen. Die Mutterpartei habe zudem einige positive Signale ins Wallis
geschickt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2012
MARC BÜHLMANN

In ihrem Mitte August vorgelegten Positionspapier zur Raumplanung wandte sich die
SVP gegen die Revision des Raumplanungsgesetzes und insbesondere gegen die dort
geplante Zentralisierung. Die Volkspartei kündigte die Unterstützung des vom
Gewerbeverband beschlossenen Referendums gegen die Revision an. Zudem
verknüpfte sie das spätestens nach der Annahme der Zweitwohnungsinitiative populäre
Thema Zersiedelung mit einem ihrer Kernthemen: Der Verlust von Kulturland und der
Verbrauch der Landressourcen seien eine Folge der Zuwanderung. Dieses Problem
müsse mit einem Stopp der Masseneinwanderung gelöst werden; alles andere sei
„Pflästerlipolitik“. Akzentuiert wurde die Debatte durch die Einreichung der Ecopop-
Initiative „Stopp der Überbevölkerung“, die ebenfalls mit Einwanderungskontingenten
die Folgen der Zuwanderung in den Griff bekommen will. Parteipräsident Brunner
machte an der Delegiertenversammlung in Seedorf (UR) Ende Oktober deutlich, dass
man die Idee der Ecopop-Initiative unterstütze. In Seedorf wurde schliesslich mit 321 zu
33 Stimmen die Nein-Parole zum revidierten Raumplanungsgesetz beschlossen, gegen
das in der Zwischenzeit das Referendum eingereicht worden war, und das 2013 zur
Abstimmung vorgelegt wird. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2012
MARC BÜHLMANN

Ein potentieller Spaltpilz erwuchs der Partei in Form des revidierten
Raumplanungsgesetzes (RPG). Die Walliser Sektion hatte bereits im Vorjahr mit dem
Austritt aus der Mutterpartei gedroht, falls sie die Revision unterstützen sollte. Weil
Angebot (eingezontes Bauland) und Nachfrage stark auseinanderklaffen, käme es mit
dem neuen Gesetz vor allem im Kanton Wallis zu bedeutenden Rückzonungen. Die
Bedeutung der CVP im Wallis, die allerdings bei den kantonalen Wahlen Schaden nahm
(siehe oben), der Umstand, dass der Parteipräsident Darbellay aus diesem Kanton
stammt und die Vorgeschichte der Gesetzesrevision aus dem Departement Leuthard
(cvp) – die CVP hatte dem Anliegen im Parlament zum Durchbruch verholfen – machten
die Delegiertenversammlung Anfang Jahr in Olten, an der die Parolenfassung anstand,
spannend. Die Parteileitung hatte sich mit Stichentscheid des Präsidenten kurz vor der
Versammlung gegen das RPG ausgesprochen. Das zugunsten der das Dossier
vertretenden CVP-Bundesrätin Doris Leuthard erwünschte Ja stellte sich mit 170 zu 89
bei drei Enthaltungen trotzdem ein. Allerdings war es nicht wie erhofft so knapp, dass
es dem Parteifrieden gedient hätte. Zuvor war ein Antrag auf Stimmfreigabe mit 155 zu
89 Stimmen abgelehnt worden. Die Walliser Delegierten zeigten sich verärgert über die
„Verachtung“, die ihnen entgegenschlage. Die Junge CVP lehnte das revidierte
Raumplanungsgesetz an ihrer eigenen Versammlung entgegen der Parole der
Mutterpartei ab, weil es zu viele Unsicherheiten aufweise. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.02.2013
MARC BÜHLMANN
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Insbesondere bei den Abstimmungsvorlagen, die am 3. März des Berichtjahrs an die
Urne gelangten, tat sich die FDP schwer mit der Parolenfassung. Umstritten waren
dabei nicht nur der Familienartikel, sondern auch die Beschlussfassung zum revidierten
Raumplanungsgesetz (RPG). Die Nein-Parole zur Festschreibung eines Artikels zur
Familienpolitik in der Verfassung war von der Präsidentenkonferenz gefällt worden, was
nicht nur parteiintern Protest auslöste, sondern auch zu abweichenden Empfehlungen
der FDP-Frauen und nicht weniger als sechs Kantonalsektionen führte: Ein Ja
empfahlen die FDP-Sektionen der Romandie (GE, JU, NE, VD) sowie des Kantons Bern,
während sich die FDP-Kantonalsektion Basel-Stadt für Stimmfreigabe entschloss. Das
an der Delegiertenversammlung in Zürich Anfang Februar nur relativ knapp mit 185 zu
85 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zustande gekommene Nein zum RPG, die abweichende
Ja-Empfehlung der FDP-Frauen und die vier abweichenden Kantonalsektionen (AG, BE,
LU, NE) waren Indikatoren für die parteiinterne Umstrittenheit in der
Raumplanungspolitik. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war die Angst vor der
extremeren Landschaftsinitiative, die bei einem Nein zum RPG an die Urne gekommen
wäre. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte sich der Freisinn mit 236 zu 8 Stimmen
bei drei Enthaltungen gegen die Abzockerinitiative ausgesprochen. Hier wich die
Sektion des Kantons Tessin ab, die ein Ja empfahl. In zwei der erwähnten drei
umstrittenen Vorlagen traf die FDP mit ihrer Parole nicht die Mehrheitsmeinung (RPG,
Abzocker). Dies passierte ihr bei den restlichen acht Vorlagen nur noch bei ihrer Ja-
Empfehlung zur Erhöhung der Gebühr für die Autobahnvignette, die nach einer hitzigen
Debatte Mitte Oktober in Genf mit 110 zu 58 Stimmen beschlossen wurde – gegen das
vorgebrachte Argument, es handle sich um eine Zweckentfremdung fiskalischer
Einnahmen aus dem Strassenverkehr. Die junge FDP beschloss hierzu auf Opposition
zur Mutterpartei zu machen und ein Nein zu empfehlen. Bei den restlichen sieben
Vorlagen traf die FDP mit ihrer parteiintern unbestrittenen Empfehlung jeweils den
Mehrheitswillen der Stimmbevölkerung. Das Nein zur Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates kam mit 198 zu 5 Stimmen zustande und das Ja zur Asylgesetzrevision
wurde mit 207 zu einer Stimme an der Delegiertenversammlung im Mai in Baden
gefasst. Ebenso deutlich waren die Abfuhren der GSoA-Initiative zur Abschaffung der
Wehrpflicht (213 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) und der 1:12-Initiative (201 zu 1
Stimme). Die Revision des Arbeitsgesetzes wurde einstimmig zur Annahme empfohlen.
Während diese drei Vorlagen an der Delegiertenversammlung Ende August in Thun
diskutiert wurden, beschloss die Präsidentenkonferenz bereits vorher das Ja zum
Epidemiengesetz. Neben dem Beschluss zur Autobahnvignette wurde an der
Delegiertenversammlung in Genf Mitte Oktober mit 146 zu 8 Stimmen auch ein
deutliches Nein gegen die SVP-Familieninitiative beschlossen – Parteipräsident Müller
bezeichnete das Begehren als Unsinn, der kein Privileg der Linken sei. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2013
MARC BÜHLMANN

1) www.svp.ch.
2) Lit. SGV
3) Medienmitteilung GPS vom 22.4.14; AZ, LT, Lib, NZZ, TG, 23.4.14
4) AZ, 26.6.12; NLZ und NZZ, 27.6.12; Blick und LT, 29.6.12; NZZ, 23.8.12; BZ, 25.8.12; NZZ, 9.11.12; TA, 10.11.12; AZ, 13.11.12; TA,
14.11.12; Presse vom 15.11.12.
5) Presse vom 21.8.12; NZZ, 29.10.12.
6) TA, 12.1.13; NZZ, 16.1.13; AZ, 19.1.13; NZZS und SO, 20.1.13; Presse vom 21.1.13; NZZ, 6.2.13
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